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Zeitverschwendung 
Von Bastian Meyer 

Dass die Verbandsgemeinde Hau-
enstein aufgelöst wird, ist Fakt und 
muss auch nicht mehr diskutiert 
werden. Mit der Verbandsgemein-
de Dahner Alsenland steht auch 
schon ein Partner im Landkreis be-
reit. Dass es mit diesem aber wohl 
nicht passt, zeigte die Abstim-
mung im Verbandsgemeinderat 
Hauenstein. Wenn schon gleich 
die erste von der Lenkungsgruppe 
getroffene Entscheidung, die 
Wahlzeit der beiden Verbandsge-
meinderäte zu verlängern, nicht 
einheitlich in beiden Verbandsge-
meinden umgesetzt wird, muss 
über weitere Themen doch über-
haupt nicht mehr verhandelt wer-
den. Schlimm ist an der Entschei-
dung vom Dienstagabend ‚dass es 
wohl „Umfaller" in den Reihen des 
Hauensteiner Verbandsgemein-
derates gibt: Wenn es stimmt, wie 
der Pirmasenser Zeitung aus der 
Lenkungsgruppe berichtet wurde, 
dass sowohl Verbandsbürger-
meister Werner Kölsch als auch 
sein dritter Beigeordneter Man-
fred Seibel (Grüne) in der Sitzung 
der Lenkungsgruppe sich für eine 
Verlängerung aussprachen, dann 
aber einen Rückzieher machten 
und am Dienstag genau entgegen-
gesetzt stimmten, spricht das für 
sich. Ihre Kollegen aus dem Dah-
ner Felsenland in der Lenkungs-
gruppe müssen sich doch, gelinde 
gesagt, veräppelt vorkommen. Es 
würde nicht verwundern, wenn sie 
die Verhandlungen beenden und 
das Land zu einer Zwangsfusion 
auffordern. Schließlich scheinen 
die Sitzungen der Lenkungsgrup-
pe reine Zeitverschwendung. 

Hauenstein sagt Nein. 
Verbandsgemeinderat gegen Wahlzeitverlängerung wegen anstehender Fusion 
fä SÜDWESTPFALZ. Gegen eine 
Verlängerung der Wahlzeit um ma-
ximal eln Jahr hat sich am Dienstag-
abend der Verbandsgemeinderat 
Hauenstein ausgesprochen. Mehr-
fach wählten bei der Diskussion die 
Kommunalpolitiker das Wort De-
mokratie. 

Rückblick: Bei der ersten Sitzung 
der Lenkungsgruppe, die die Ver-
handlungen zur anstehenden Fusion 
zwischen den Verbandsgemeinden 
Hauenstein und Dahner Felsenland 
führt, kam die Frage auf, ob die 
Wahlzeit der beiden Verbandsge-
meinderäten wegen der Fusion ver-
schoben werden soll. Diese Frage lei-
teten die Verbandsbürgermeister 
Werner Kölsch (Hauenstein) und Mi-
chael Zwick (Dahner Felsenland) an 
das Innenministerium weiter. In ei-
ner Stellungnahme erklärte dieses, 
dass es eine Verlängerung empfiehlt. 

In einer zweiten Sitzung wurde 
diese Empfehlung diskutiert. Nach 
Abwägung der Vor- und Nachteile 
fasste die Lenkungsgruppe mit 19 Ja-
und fünf Neinstimmen den Be-
schluss, ihren Verbandsgemeinderä-
ten eine Wahlzeitverlängerung um 
höchstens ein Jahr vorzuschlagen 
und mit einem entsprechenden Be- 
schluss beim Land zu beantragen. 

Dementsprechend fasst der Ver- 
bandsgemeinderat Dahner Felsen- 
land einstimmig einen Solchen Be- 
schluss in ihrer Sitzung Ende Novem- 
ber. Dass dies in Hauenstein anders 
kommen würde, machte bereits eine 
Empfehlung der drei Fraktionsspre- 
cher der Mehrheitsfraktion im Hau- 
ensteiner Verbandsgemeinderat, be- 
stehend aus SPD, Grüne und FWG, 
deutlich. Sie sprachen sich gegen ei- 
ne Verlängerung aus. 

Bei der Sitzung, an der im Zu-
schauerraum auch einige Kommu- 
nalpolitiker aus dem Dahner Felsen- 
land, darunter der CDU-Gemeinde-
verbandsvorsitzende und Ortsbür- 
germeister von Fischbach, Michael 
Schreiber, und Markus Keller, der 
SPD-Fraktionssprecher im Ver- 
bandsgemeinderat und Ortsbürger-
meister von Bobenlhal teilnahmen, 
ging Kölsch zunächst nochmals auf 
die Sachlage ein. 

Hierbei stellte er auch die in der 
Lenkungsgruppe erarbeitete Zeit-
scheine vor, die als Ziel die Wahl des  

„neuen gemeinsamen Verbandsge-
meinderates" Im Frühjahr 2020 vor-
sah. Nach Aussage von Kölsch sei 
sich die Lenkungsgruppe einig, dass 
die Zeitschiene eingehalten werde, 
um die Fusion auf den Weg zu brin-
gen. 

Nun begann die Diskussion unter 
den Fraktionen. Als ein Thema, dass 
politisch sehr heiß sei, bezeichnet 
Bernhard Rödig (FDP) die Verlänge-
rung. „Schon zum zweiten Mal wer-
den die Rechte der Bürger ignoriert. 
Demokratie ist keine Wurst, die man 
einfach verlängern kann", sagte der 
Hauensteiner Ortsbürgermeister. 

Auch der Grüne-Fraktionsspre-
cher Manfred Seibel schlug in die 
Kerbe mit der Demokratie, die nicht 
beliebig sei und dies müsse der Ver-
bandsgemeinde deutlich machen, In 

FG Durch die Ablehnung 
befürchtet die 
CDU-Fraktion 
die Zwangsfusion 

dem er gegen eine Wahlzeitverlänge-
rung stimme. Seibel ging zudem 
nochmals auf die Stellungnahme der 
Mehrheitsfraktionen ein, dass diese 
nur eine Empfehlung an die einzel-
nen Ratsmitglieder der Fraktionen 
gewesen sei, aber jedes Mitglied frei 
entschiede könne. „Für mich selbst 
steht fest, dass ich gegen eine Verlän-
gerung bin, weil die Situation zum 
heutigen Tag völlig unklar Ist", be-
gründete der dritte Beigeordnete. 

Anders sah es Barbara Schenk 
(FING), Ortsbürgermeisterin von 
Hinterweidenthal und zweite Beige-
ordnete in der Verbandsgemeinde. 
„Die FWG-Mitglieder aus H interwei-
dentha I stimmen einer Verlänge-
rung zu", sagte Schenk, die zu beden-
ken gab, dass bei einer Neuwahl im 
kommenden Mai, der Verbandsge-
meinderat für höchstens ein Jahr im 
Amt sei, obwohl er ja für fünf Jahre 
gewählt sei. „Wie begründen wir das 
den Mandatsträgern gegenüber", 
fragte sie und warnte, dass bei einer 
Zwangsfusion alle darauflegen wür-
den. 

„Was die Landesregierung mit uns 
macht, hat mit Demokratie nichts zu 
tun", fand auch CDU-Fraktionsspre-
cher Norbert Meyerer. Seine Frakti-
on habe in der emotional geladenen  

Situation, zwischen dieser Emotion 
und der Vernunft abgewägt. „Und 
die Vernunft überwiegt", stellte 
Meyerer klar. „Denn, wenn es zu ei-
ner Zwangsfusion kommt, dann ver-
lieren wir das Geld und das Mitspra-
cherecht". 

Als einmalige Vorgehensweise, die 
es so noch nirgends gegeben habe, 
bezeichnete SPD-Fraktionssprecher 
Andreas Wilde die Entscheidung, ob 
es eine Verlängerung für den Rat 
gibt. Schon öfters sei der von Bür- 
gern gefragt worden, wieso es eine 
Verlängerung für den Verbandsge- 
meinderat geben solle, aber nicht für 
die Ortsgemeinderäte? „Das Argu-
ment der Landesregierung, dass die 
Verbandsgemeinde In der Materie 
ist, zählt für inich nicht", sagte der 
erste Beigeordnete, der der Meinung 
ist, dass Demokratie bei Wahlen im-
mer ein Begriff sei. 

Für FWG-Fraktionssprecher Her-
bert Schwarzmüller waren zwei 
Punkte entscheidend. „Erstens gibt 
es kein Beispiel für eine Wahlzeitver-
längerung", meinte Schwarzmüller, 
der sich nicht sicher war, ob sich das 
Land mit dem Schreiben der Konse-
quenzen bewusst sei. „Wesentlicher 
als der erste Punkt ist aber, dass häu-
fig nach der Meinung der Bürger ge-
fragt wird, man sie aber bei einer 
Wahl nicht fragen will. Somit ver-
schiebt man die Demokratie", fand 
der FWG-Fra ktionssprecher. 

Dem verpflichtete Rödig bei. „Von 
den Bürgern geht die Macht aus. Al-
les andere spricht gegen die demo-
kratischen Spielregeln", polterte er. 

Obwohl kein Ratsmitglied hatte 
auch Lugs Ortsbürgermeister Her-
mann Rippberger Rederecht und 
machte davon gebrauch. Erforderte, 
dass den Wählerwille zu respektie-
ren sei und dieser hätte die Mandats-
träger für fünf und nicht für sechs 
Jahre gewählt. „Wir lassen uns mit 
der Verschiebung am Nasenring 
durch die Manege ziehen", fand 
Rippberger, ehe auch er an die De-
mokratie erinnerte. 

Bevor es zur Abstimmung kam, er-
klärte Seihe] noch, dass es kein Si-
gnal von der Landesregierung gäbe, 
dass bei einer Ablehnung der Verlän-
gerung es zu einer Zwangsfusion 
kommen wurde. Am Ende stimmten 
13 Ratsmitglieder, darunter der Ver-
bandsbürgernleister gegen eine Ver- 

längerung. Zehn (CDU-Fraktion, Jür 
gen Brödel und die PIA/Gier Roland 
Schenk, Barbara Schenk und Helmut 
Disque) stimmten dazu. Für die vor-
gegebene Zeitscheine stimmten an-
schließend 20 Ratsmitglieder mit Ja 
und drei, wiederum die FWGIer aus 
Hinterweiden thal dagegen. (bam) 
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